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Im Arzthaftungsprozess wird die erweiterte -  sekundäre -  
Darlegungslast der Behandlungsseite ausgelöst, wenn die 
primäre Darlegung des Konfliktstoffs durch den Patienten 
den insoweit geltenden maßvollen Anforderungen genügt 
und die Vermutung eines fehlerhaften Verhaltens der Behand­
lungsseite aufgrund der Folgen für ihn gestattet, während 
es dieser möglich und zumutbar ist, den Sachverhalt näher 
aufzuklären. Letzteres wird bei der Behauptung eines Hygi­
eneverstoßes regelmäßig der Fall sein.............................................  139

a) Stellt ein Krankenhaus in seiner hauseigenen Apotheke 
patientenindividuell Zytostatika für eine ambulante Behand­
lung des Patienten in seiner Klinik her, kommt regelmäßig 
(stillschweigend) eine Bruttopreisabrede zustande, bei der der 
darin enthaltene Umsatzstcueranteil lediglich einen unselb­
ständigen Preisbestandteil bildet.
b) Dabei kommt dem Krankenhaus ein einseitiges Preisbe­
stimmungsrecht nach §§ 316, 315 Abs. 3 Satz 1 B G B  nicht 
zu. Denn gegenüber der nur im Zweifel eingreifenden Ausle­
gungsregel des § 316 B G B  hat die (ergänzende) Vertragsausle- 
gung den Vorrang. Entspricht ein solches Preisbestimmungs­
recht typischerweise nicht dem Interesse der Parteien und 
ihrer wirklichen oder mutmaßlichen Willensrichtung, ist es 
geboten, die bestehende Lücke durch Auslegung oder durch 
Anwendung der Grundsätze der ergänzenden Vertragsausle­
gung zu schließen.
c) D ie Schließung der bezüglich des zu zahlenden Entgelts 
bestehenden Lücke kann aber auch noch nachträglich durch 
eine stillschweigend getroffene konkrete Preisabrede erfolgen.
Diese kommt in der hier anzutreffenden Fallgestaltung spä­
testens mit der Übersendung der Rechnung an den Patienten 
und der vorbehaltlosen Zahlung der verlangten (angemesse­
nen) Beträge zustande (vgl. § 151 B G B ).
d) D ie getroffene Bruttopreisabrede schließt jedoch nicht 
in jeder H insicht Rückforderungen des Patienten oder sei­
ner Krankenversicherung aus. Wenn -  wie hier — nicht nur 
die Vertragsparteien, sondern auch die Finanzbehörden bei 
Vertragsschluss von einer (materiell-rechtlich nicht bestehen­
den) Umsatzsteucrpflicht der Herstellung und Lieferung der 
Zytostatika ausgegangen sind und die Finanzverwaltung die 
später vom Bundesfinanzhof bejahte Umsatzsteuerfreiheit 
(rückwirkend) akzeptiert, ist diese Abrede einer ergänzenden 
Vertragsauslcgung bezüglich des entrichteten Umsatzsteuer­
anteils zugänglich.
e) Die gebotene ergänzende Vertragsauslegung führt in den 
Fällen, in denen -  wie hier -  eine bestandskräftige Steuerfest­
setzung noch nicht erfolgt ist und das Krankenhaus seine Rech­
nungen an den jeweiligen Patienten (unter Ansatz einer materi­
ell-rechtlich nicht angefallenen Umsatzsteuer) nicht in einer den 
Anforderungen der § 14 Abs. 4 Satz 1 Nr. 7  und 8, § 14c Abs. 1 
U StG  entsprechenden Weise erstellt hat, regelmäßig dazu, dass 
ab der im Jahr 2016 den Krankenhäusern eröffneten sicheren 
Möglichkeit, die abgeführte Umsatzsteuer vom Finanzamt zu­
rückzuerlangen, der Rechtsgrund für die erbrachten Zahlungen 
in Höhe der Differenz zwischen dem vereinbarten Preis und 
der vom Patienten geleisteten Umsatzsteuer abzüglich der vom 
Krankenhaus in Abzug gebrachten Vorsteucr entfällt.
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f) In  diesen Fällen ist der Erstattungsanspruch des Kranken­
hauses gegenüber dem Finanzamt nicht im Wege einer Rech­
nungskorrektur nach § 14c Abs. 1 Satz 2, § 14 Abs. 6 Nr. 5 
U StG  (iVm § 31 Abs. 5 Satz 1 Buchst, b U StD V ), sondern 
durch geänderte Steueranmeldungen für die betroffenen Be­
steuerungszeiträume vorzunehmen. Hierdurch erlangt das 
Krankenhaus einen durchsetzbaren Rückzahlungsanspruch 
gegen das Finanzamt nach § 37 Abs. 2 Satz 1 A O . Dabei dro­
hen dem Krankenhaus in diesen Fallgestaltungen (kein geson­
derter Steuerausweis im Sinne des § 14c Abs. 1 Satz 1 U StG ) 
keine Zinsforderungen des Finanzamts nach § 233a Abs. 1, 3,
5, § 238 A O  zu seinen Lasten. Denn das Krankenhaus macht 
hierbei die Umsatzsteuerfreiheit der getätigten Geschäfte 
nicht im aktuellen Bcsteuerungszeitraum, sondern rückwir­
kend für die betroffenen Besteuerungszeiträume geltend, so 
dass sich notwendig allein zu seinen Gunsten ein -  vom Fi­
nanzamt zu verzinsender -  Saldo ergibt....... .................................  1-45

a) D ie Vernichtung eines urheberrechtlich geschützten Werks 
stellt eine »andere Beeinträchtigung« im Sinne des § 14 U rhG  
dar. Bei der Prüfung, ob die Vernichtung geeignet ist, die be­
rechtigten persönlichen und geistigen Interessen des U rhe­
bers am Werk zu gefährden, ist eine umfassende Abwägung 
der Interessen des Urhebers und des Eigentümers des Werks 
vorzunehmen.
b) Bei der Interessenabwägung ist auf Seiten des Urhebers zu 
berücksichtigen, ob es sich bei dem vernichteten Werk um das 
einzige Vervielfältigungsstück des Werks handelte, oder ob 
von dem Werk weitere Vervielfältigungsstücke existieren. Fer­
ner ist zu berücksichtigen, welche Gestaltungshöhe das Werk 
aufweist und ob es ein Gegenstand der zweckfreien Kunst ist 
oder als angewandte Kunst einem Gebrauchszweck dient.
c) Auf Seiten des Eigentümers können, wenn ein Bauwerk 
oder Kunst in oder an einem solchen betroffen ist, bautech­
nische Gründe oder das Interesse an einer Nutzungsänderung 
von Bedeutung sein. Bei Werken der Baukunst oder mit Bau­
werken unlösbar verbundenen Kunstwerken werden die Inte­
ressen des Eigentümers an einer anderweitigen Nutzung oder 
Bebauung des Grundstücks oder Gebäudes den Interessen des 
Urhebers am Erhalt des Werks in der Regel vorgehen, sofern 
sich aus den Umständen des Einzelfalls nichts anderes ergibt.
d) Im  Rahmen der Interessenabwägung kann sich auswirken,
ob der Eigentümer dem Urheber Gelegenheit gegeben hat, das 
Werk zurückzunehmen oder -  wenn dies aufgrund der B e­
schaffenheit des Werks nicht möglich ist -  Verviclfältigungs- 
stücke hiervon anzufertigen. (»H H ole (for M annheim )«)......  181
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